AKTENSTUCKE DER 25. LANDESSYNODE NR. 3 K

Tatigkeitsbericht

des Landessynodalausschusses zur X1. Tagung der 25. Landessynode

Hildesheim, 15. November 2018

Der Landessynodalausschuss (LSA) erstattet fur den Zeitraum von Juni bis November

2018 folgenden Tatigkeitsbericht:

Rechtsfragen

1. Erstes Kirchengesetz zur Anderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes der Evange-

lischen Kirche in Deutschland (EKD)

Dem LSA hat der Entwurf zum Ersten Kirchengesetz zur Anderung des Mitarbeiter-
vertretungsgesetzes der EKD (MVG-EKD) sowie eine Stellungnahme des Landeskir-
chenamtes (LKA) hierzu vorgelegen. Das LKA hat erganzt, dass sich unter den
konfoderierten Kirchen abzeichne, dass auf eine Ubernahme des MVG-EKD zugegan-
gen werden soll, soweit Besonderheiten des Mitarbeitervertretungsrechts der konfo-
derierten Kirchen in Niedersachsen und ihrer Diakonie im Gesetzentwurf Bericksich-
tigung finden. So werde zz. noch die vorgesehene verbindliche Einrichtung von
Einigungsstellen aus Rechts- und aus Kostengrinden sowie die Vorgaben zur Dienst-
plangestaltung und zur ordentlichen Kindigung nach Ablauf der Probezeit kritisch

gesehen. Hier musse eine deutlichere Formulierung des Gesetzestextes erfolgen.

Der LSA hat die Unterrichtung nach Artikel 127 Absatz 1 der Kirchenverfassung
zur Kenntnis genommen und um erneute Unterrichtung gebeten, sofern weitere
Ergebnisse vorliegen. Des Weiteren hat er gebeten darauf zu achten, dass
synodale (ehrenamtliche) Beteiligungen weiterhin gewahrleistet bleiben und dies
auch bei der Fristsetzung fur Stellungnahmen durch die EKD gewahrt werde. Das
LKA wurde gebeten, ein entsprechend deutliches Signal hierzu an das Kirchen-
amt der EKD zu geben. Die Frist betrug in diesem Fall ein knappes halbes Jahr

Uber die Zeit der Sommerferien hinweg.
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2.

Erstes Kirchengesetz zur Anderung des Arbeitsrechtsregelungsgrundsétzegesetzes
der EKD vom 13. November 2013

Das LKA hat berichtet, dass aufgrund des Kirchengesetzes zur Zustimmung zum
Arbeitsrechtsregelungsgrundséatzegesetz der EKD (ARGG-EKD) und zur EinfUhrung
eines Kirchengesetzes Uber das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhaltnisse der
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im kirchlichen Dienst vom 12. Dezember 2017 das
ARGG-EKD seit 1. Januar 2018 auch in der hannoverschen Landeskirche gilt. Die
nunmehr seitens der EKD vorgeschlagene Anderung von § 16 ist nach Auffassung der
hannoverschen Landeskirche geeignet, die verbindliche und einheitliche Anwendung
des Tarifvertrages der Diakonie in Niedersachsen (TV-DN) infrage zu stellen. Die
abgegebene Stellungnahme der hannoverschen Landeskirche und auch der anderen
konfoderierten Kirchen soll die einheitliche und verbindliche Geltung des TV-DN in
Niedersachsen auch fur die Zukunft sicherstellen.

Demnach sieht die derzeitige Entwurfsfassung vor, dass neu gegrindete Einrich-
tungen festlegen kdnnen, welche Arbeitsrechtsregelung sie anwenden wollen. Auch
nach dieser Festlegung soll noch ein Wechsel mdglich sein, wenn die abgebende
Kommission dem Wechsel zustimmt, wobei die Zustimmung nur bei "Unbilligkeit"

verweigert werden darf.

Seitens der hannoverschen Landeskirche wird in diesen Festlegungs- und Wechsel-
maoglichkeiten ein unzulédssiges Wahlrecht gesehen. Weiterhin widerspricht ein Wahl-
recht den Regelungen in Niedersachsen, wo sich der TV-DN als verpflichtend anzu-
wendendes Tarifwerk sehr bewéahrt hat. Der TV-DN steht als kirchengemafer Tarif-
vertrag in vollem Einklang mit dem ARGG-EKD. Er ist anerkannt und soll keinesfalls

geschwacht werden.

In der Stellungnahme der hannoverschen Landeskirche wird wiederholt darauf
hingewiesen, dass Gesetzentwurfe seitens der EKD so kurzfristig zur Stellungnahme
Ubersandt werden, dass die nach der hannoverschen Verfassung erforderlichen
Abstimmungsprozesse mit den kirchenleitenden Organen kaum moglich sind. Dabei
wird auch deutlich gemacht, dass eine steigende Dringlichkeit von Gesetzgebungs-
vorhaben nicht zu einem schleichenden Aushohlen der Rechte von kirchenleitenden
Organen fuhren durfe. Die Frist betrug in diesem Fall knapp zwei Monate und lag
Uberwiegend in den Sommerferien. Die EKD ist daher gebeten worden zu Uberprifen,
wie die Ablaufe auf EKD-Ebene so veréndert werden kdnnen, dass den Gliedkirchen
in Stellungnahmeverfahren genidgend Zeit fur ihre internen Abstimmungsprozesse
bleibt.
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Der LSA hat die Unterrichtung gemaR Artikel 127 Absatz 1 der Kirchenverfassung
zur Kenntnis genommen und hat ausdricklich die erneuten Hinweise zur Frist-
setzung gegentber der EKD befurwortet und den Sachverhalt daher auch in die-
sen Tatigkeitsbericht mit aufgenommen. Zudem werden die gewahlten hanno-
verschen Vertreter gebeten, die knappen Fristsetzungen seitens der EKD wah-

rend der nachsten Tagung der EKD-Synode zu thematisieren.

3. Vorberatung eines Gesetzentwurfes gemal 8 38 der Geschéaftsordnung

Der Kirchensenat hat der Landessynode den Entwurf des Kirchengesetzes zur Ergan-
zung und Durchfihrung des Kirchengesetzes Uber den Datenschutz der EKD (Daten-
schutz-Anwendungsgesetz - DSAG) mit der Bitte zugeleitet, diesen Entwurf geman
8§ 38 der Geschaftsordnung der Landessynode zu behandeln und vorab dem Rechts-
ausschuss und dem Schwerpunkteausschuss zur Beratung zuzuleiten, damit eine
Beschlussfassung noch wéhrend der Xl. Tagung im November 2018 mdglich ist, um
so schnellstmoéglich Klarheit tUber die erganzenden Regelungen zum Datenschutz-

gesetz der EKD im Bereich der niedersachsischen Kirchen zu bekommen.
Der LSA hat sein Einvernehmen zur Vorabuberweisung an den Rechtsausschuss
und den Schwerpunkteausschuss zur Beratung gemaR § 38 der Geschéaftsord-

nung hergestellt.

4. Verordnung mit Gesetzeskraft zur Anderung der Verordnung mit Gesetzeskraft zur

Erprobung der Bildung eines Kirchenkreises mit mehreren Amtsbereichen im Kirchen-

kreis Hildesheimer Land-Alfeld

Das LKA hat dem LSA auf der Grundlage des Kirchengesetzes Uber die Grundlagen
far die Erprobung neuer Leitungsstrukturen in den Kirchenkreisen (2. Erprobungs-
grundlagengesetz) eine Verordnung mit Gesetzeskraft zur Anderung der Verordnung
mit Gesetzeskraft zur Erprobung der Bildung eines Kirchenkreises mit mehreren
Amtsbereichen im Kirchenkreis Hildesheimer Land-Alfeld zusammen mit einem

Abschlussbericht des Modellprojektes in diesem Amtsbereich vorgelegt.

Inhaltlich geht es um die Verlangerung des Erprobungszeitraumes bis zum 31. De-

zember 2024. Der Kirchensenat hat dieser Verordnung zugestimmt.

Der LSA hat der Verordnung mit Gesetzeskraft gemall 8 2 Absatz 1 Satz 1 des

2. Erprobungsgrundlagengesetzes zugestimmt.
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5. Rechtsverordnung zur Anderung der Rechtsverordnung uiber das kirchliche Kollekten-

wesen (Kollektenordnung) sowie Anderung der Durchfiihrungsbestimmungen zur

Kollektenordnung

Das LKA hat berichtet, dass mit der Verlangerung der Fristen zur Abfuhrung von Kol-
lekten der fortschreitenden Ausdinnung des Filialnetzes der Kreditinstitute Rechnung
getragen werden soll. Der Strukturwandel im Bankenwesen erschwert zunehmend die
zeitnahe Einzahlung der baren Kollektenertrage. Zur Anderung der Durchfiihrungs-
bestimmungen wurde erlautert, dass die Kollekten kinftig auch bei einer Zahlstelle
der zustandigen Verwaltungsstelle eingezahlt werden kdnnen. Die vorgenannten
Anderungen sollen dazu beitragen, das Alltagsgeschaft der Kirchengemeinden zu

erleichtern.

Der LSA hat der Rechtsverordnung zur Anderung der Rechtsverordnung tiber das

kirchliche Kollektenwesen (Kollektenordnung) zugestimmt.

6. Rechtsverordnung Uber die Gewédhrung von Zulagen nach dem Kirchengesetz zur

Ergénzung des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der EKD

Das LKA hat berichtet, dass die Gewahrung von Zulagen im Rahmen der Pfarr-
besoldung bisher in einer Vielzahl von Rechtsquellen geregelt war. Ziel der Rechts-
verordnung Uber die Gewahrung von Zulagen nach dem Kirchengesetz zur Erganzung
des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der EKD war es u.a., im Interesse einer
besseren Ubersichtlichkeit und groReren Transparenz alle rechtlichen Regelungen
Uber die Gewéhrung von Zulagen im Rahmen der Pfarrbesoldung in einer Rechts-
vorschrift zusammenzufassen und zugleich alle gegenwaértig im Stellenplan fur Pfarrer
und Pfarrerinnen der Landeskirche kenntlich gemachten Zulagen nach § 29 Absatz 3
des Pfarrerbesoldungs- und -versorgungsgesetzes in dieser Rechtsvorschrift aufzu-
listen. Dieses Ziel wurde nun mit der vorgelegten Rechtsverordnung realisiert.

Demnach muss der LSA kunftig nicht mehr jeder Zulage im Einzelfall zustimmen, wie
es bisher nach § 29 Absatz 2 des Pfarrerbesoldungs- und -versorgungsgesetzes

vorgegeben war.

Des Weiteren hat das LKA festgestellt, dass die Einordnung der Stelle fur die Leitung
des Predigerseminars in Loccum perspektivisch tberprift werden sollte, da in diesem
Bereich inzwischen viele strukturelle Verdnderungen stattgefunden hatten, die mog-

licherweise eine Anhebung der Stelle zur Folge haben kénnte.
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Seitens des LSA wurden einige redaktionelle Hinweise, insbesondere zu 8 3 der
vorgelegten Rechtsverordnung, gegeben. Des Weiteren hat sich dem LSA nicht
erschlossen, warum einige theologische Referentenstellen bei der Ubersicht der
Leitungsstellen im § 1 Absatz 1 aufgelistet werden. Hierzu hat er insbesondere
angemerkt, dass eine Referentenstelle in der Bischofskanzlei in der Vergan-
genheit in der Regel als Stelle zur Férderung von Fuhrungsnachwuchs ange-
sehen wurde und es sich hierbei stets um zuarbeitende Tatigkeiten gehandelt
habe. In Beratungsgangen mit dem LKA und in seinem Gesprach mit dem Herrn
Landesbischof hat der LSA erfahren, dass sich bei dieser Stelle eine deutliche
Aufgabenverlagerung hin zu einer eigenverantwortlich wahrzunehmenden
Leitungsfunktion in den letzten Jahren ergeben hat, die im Einzelfall eine Anpas-
sung der Bezlige nach den Bewertungsgrundlagen der hannoverschen Landeskir-
che erforderlich macht. Der LSA hat sich mit dem LKA dariuber verstandigt, mog-
liche Folgen dieser Entwicklung (etwa im Hinblick auf die Bezeichnung Referent
bzw. Referentin oder zur Nachwuchsgewinnung fur Leitungsaufgaben) in den
Blick zu nehmen. Der Hinweis zur Einordnung der Stelle fur die Leitung des

Predigerseminars in Loccum wurde seitens des LSA zur Kenntnis genommen.

AulBerdem hat der LSA das LKA zu den Haushaltsberatungen im Oktober d.J. um
eine Aufschlisselung zur Finanzierung der Stelle des theologischen Referenten
im Diakonischen Werk evangelischer Kirchen in Niedersachsen e.V. (DWiN)
gebeten, da dem LSA nicht deutlich ist, warum diese Stelle von der Landeskirche

voll finanziert wird.

Des Weiteren wurde das LKA gebeten, ebenfalls zu den Haushaltsberatungen,
die vor einiger Zeit aufgestellte Rechnung zur Durchstufung der Pastorenschaft
nach Al4 sowie eine Auflistung der Stellen im DWiN, die landeskirchlich refinan-

ziert werden, vorzulegen.

Abschlielend hat der LSA der Rechtsverordnung uber die Gewahrung von Zula-
gen nach dem Kirchengesetz zur Erganzung des Besoldungs- und Versorgungs-

gesetzes der EKD gemal Artikel 124 der Kirchenverfassung zugestimmt.
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Finanzfragen

7. Zusatzliche Mittel fur das Reformationsjubilaum

Das LKA hat dartber beraten, wie man als evangelische Kirche Uber die traditionellen
Gottesdienste an jenem Tag hinaus den Feiertag mit Aktionen ganz unterschiedlichen
Formats begehen und in der Flache mit Leben filllen kann. Uber den Vorschlag des
Herrn Landesbischof, jeder Kirchengemeinde, die in dieser Hinsicht aktiv wird, 1 000
Euro zur Verfigung zu stellen, ist der LSA informiert und um entsprechende Mittel-

bereitstellung gebeten worden.

Der LSA hat einer einmaligen Bereitstellung von Mitteln zur Gestaltung des
Reformationstages fur die Kirchengemeinden zugestimmt und darum gebeten,

diese Mittel moglichst unbirokratisch zu verteilen und abzurechnen.

Der LSA hat das LKA gebeten, auch den Kirchenkreisen Mittel in einer entspre-

chenden GroRenordnung in einem gleichen Verfahren zur Verfugung zu stellen.

Der LSA hat zudem darum gebeten, das Gesamtvolumen der Ausschittung in der
Perspektive fur den landeskirchlichen Haushalt fur die Jahre 2019 und 2020
erneut zu beraten und dem LSA dazu zeitnah zu berichten. Zudem sollte geprift
werden, ob es Uber eine einmalige Unterstlitzung hinaus eine Fo6rderung der
Verankerung des Reformationstages, moglicherweise durch einen Fonds, Uber

einen langeren Zeitraum geben kann.

8. Umsatzsteuerpflicht ab dem Jahr 2020

Zur Umsatzsteuerpflicht ab dem Jahr 2020 konnte berichtet werden, dass der
Finanzausschuss dariber diskutiert hat, wie die Kirchenamter in den Stand versetzt

werden kdénnen, Steuererklarungen fir die Kirchengemeinden vorzubereiten.

Der LSA hat daraufhin das LKA gebeten, in Abstimmung mit der Lenkungsgruppe
"Umsatzsteuer" zu prifen, ob wegen des neuen Gesetzes zur Umsatzsteuer den
Kirchendmtern der Kirchenkreise fur die Haushaltsjahre 2019 und 2020 zweck-
gebundene Budgetmittel zur Verfigung gestellt werden kdnnen, damit die
Kirchendmter die Kirchengemeinden und Einrichtungen der Kirchenkreise bei der
Umsetzung des Gesetzes unterstutzen und begleiten kdnnen. Dabei sollte das
Volumen der finanziellen Unterstitzung fur das jeweilige Kirchenamt in

Abhéangigkeit von der Anzahl der zu begleitenden Kirchengemeinden festgelegt
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werden und das Gesamtvolumen der Unterstitzung die Hohe von rd. einer Mio.

Euro nicht Gberschreiten.

9. Mittelverwendung fiir MaBnahmen in der Arbeit mit Geflichteten

Das LKA hat den LSA Uber die Mittelverwendung fir MalRnahmen in der Arbeit mit
Geflichteten seit dem Haushaltsjahr 2015 informiert.

Insgesamt bestehen im Teilergebnishaushalt Titel 1000-21100 (Diakonische und
Soziale Arbeit) noch Restmittel aus Zusatzmitteln der Haushaltsjahre 2015 und 2016
und den besonderen Mitteln fir die Tagungsreihe in Loccum in Hohe von insgesamt

523 670,80 Euro. Diese sollen dem ordentlichen Haushalt wieder zugefuhrt werden.

Alle MaRnahmen, die durch die gesondert bereitgestellten Mittel finanziert werden
konnten, haben sich bewéhrt. Die Kirchenkreise sind verantwortungsvoll mit den von
der Landeskirche angebotenen Madglichkeiten zur Finanzierung zuséatzlicher Stellen
umgegangen und haben zuné&chst die staatlichen und kommunalen Méglichkeiten
ausgeschopft und die landeskirchlichen Mittel dann erst eingesetzt, wenn die Bedarfs-

lage es erforderte und keine anderen Finanzierungsmadglichkeiten bestanden.

Die MalRnahmen haben in besonderer Weise dazu beigetragen, dass Kirche und
Diakonie als verlassliche, starke und kompetente Partner zur Bewaltigung der grof3en
Herausforderungen in der Arbeit mit Gefliuchteten in der Bevélkerung und Politik

gesehen werden.

Die Landeskirche hat den Kirchenkreisen in den Haushaltsjahren 2015 bis 2017
jeweils 3 Mio. Euro zusammen mit der Gesamtzuweisung nach den allgemeinen
Verteilungskriterien des Kirchengesetzes Uber den Finanzausgleich in der Evange-
lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers (Finanzausgleichsgesetz - FAG) zweck-
gebunden fur die Arbeit mit Geflichteten zur Verfigung gestellt. Die Mittel sind Uber-

tragbar und mussen bis zum 31. Dezember 2019 ausgegeben sein.

Hinsichtlich des Antrages des Kirchenkreisvorstandes des Ev.-luth. Kirchenkreises
Leine-Solling vom 19. Oktober 2017 betr. Verldngerung der Abrechnungsfrist fur
Mittel der Fluchtlingsarbeit (Rundverfugung K3/2017) konnte berichtet werden, dass
dem Antragsteller bereits mitgeteilt wurde, dass es sich bei den bereitgestellten
zuséatzlichen Mitteln um eine Soforthilfe - mit einer grof3ziigigen zeitlichen Regelung
fur die Mittelverwendung von mehr als vier Jahren fur die Gesamtsumme - gehandelt

habe, bei der es auch bleiben solle.
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Die bereitgestellten Mittel fur MaRnahmen in der Arbeit mit Geflichteten im Bereich
Bildung, Kinder und Jugend in den Haushaltszeitraumen 2015 und 2016 sowie 2017
und 2018 (Teilergebnishaushalt Titel 1000-11200 — Arbeit mit Kindern, Jugendlichen
und jungen Erwachsenen) sind noch nicht vollstandig abgerufen. Sofern Restmittel
nach Ende der Abrechnungsfrist noch verfugbar sind, wiirden auch diese dem ordent-

lichen Haushalt wieder zugefiuhrt werden.

Evangelische Familienbildungsstatten und evangelische Bildungszentren haben
niederschwellige Angebote und Freizeiten zur Sprach- und Alltagsunterstiitzung sowie
Begegnungscafés fur Familien von Geflichteten entwickelt. Die evangelischen
Schulen haben Kindern aus Familien von Gefliichteten das Schulgeld erlassen und
Lehrkrafte zur Erteilung von Sprachférderkursen eingestellt. Der Kirchliche Dienst in
der Arbeitswelt hat mit der Initiative "Lernwerkstatt"” mittlerweile sprengeltber-
greifend Werkstéatten fur die Ausbildung von Geflichteten gewinnen kdnnen. Das
Ausbildungsprojekt "Ponte" bereitet Gefllichtete bereits im dritten Jahr auf die Anfor-

derungen des deutschen Arbeitsmarktes vor.

Auch fur mittelbare Unterstitzungsmallnahmen haben sich Kkirchliche Bildungs-
einrichtungen, Kkirchliche Arbeitsgruppen und Schulen stark gemacht: Schulung
Ehrenamtlicher im sprachlichen und kulturellen Umgang mit Geflichteten, Veran-
staltungen zur Starkung und Ausweitung des interreligiésen Dialogs, Theaterprojekte
und Ausstellungen zum Thema "Flucht und interreligiosen Dialog” mit und fur Schiler

und Schulerinnen.

Aus diesen Mitteln wurde auch die Initiative "Dialogforen” unterstutzt. Hier haben
Kirchenkreise oftmals mit Kommunen und Landkreisen gemeinsam versucht, Uber
diese Foren unterschiedliche Positionen zu der Frage des Umgangs mit Geflichteten
miteinander ins Gesprach zu bringen und dabei auch Basisinformationen, z.B. Uber

die Situation in Syrien, weiterzugeben.

Ebenfalls wurden anteilig Personalstellen in kirchlichen Bildungseinrichtungen
gefordert, die zur Konzeption und Koordinierung von MaRBnahmen fur Gefluchtete
sowie zur Koordinierung und Durchfuhrung von diesbezuglichen Sprachkursen ein-

gerichtet wurden.

Im Haushaltsjahr 2019 sollen 2 Mio. Euro und im Haushaltsjahr 2020 1,5 Mio. Euro
den Kirchengemeinden und Kirchenkreisen zur Verfigung gestellt und wieder nach

FAG-Kriterien verteilt werden. Weiter sollen fur die Arbeit der Bildungseinrichtungen
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sowie fur gezielte Projekte im Bildungsbereich Mittel in H6he von 200 000 Euro je

Haushaltsjahr zur Verfigung gestellt werden.

Der LSA hat die Ausfihrungen zur Kenntnis genommen und das LKA gebeten zu
prufen, ob die nicht verausgabten Mittel — bevor sie in den ordentlichen Haushalt
wieder zurickgefihrt werden — auf das nachste Haushaltsjahr und mit einem
Sperrvermerk versehen uUbertragen werden kdnnen, sodass diese Mittel im
Bedarfsfall weiterhin fur die Arbeit mit Geflichteten zur Verfugung stehen.
Sollten die Mittel innerhalb eines Jahres nicht abgerufen werden, kénnten sie in

den ordentlichen Haushalt tUbergeleitet werden.

10. Finanzierung der Kindertagesstattenarbeit

Das LKA hat berichtet, dass die Einfuhrung der Beitragsfreiheit auch fur das erste und
zweite Kindergartenjahr ab dem Kindergartenjahr 2018/2019 fur einige Unruhe
gesorgt habe.

Die Abschlagszahlungen an die Trager von Kindertagesstiatten konnten auf Drangen
des DWIN und der Konfoderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen (Konf6-
deration) punktlich vom Land gezahlt werden. Dennoch befinde man sich nach wie
vor in der Vorfinanzierung und die Betreuungsvertrdge mit den Eltern miussten noch
nachbearbeitet werden. Die Verlagerung der vorschulischen Sprachférderung und
Sprachbildung auf die Kindertagesstatten ist nur Uber Vereinbarungen mit den

Kommunen madglich. Die Umsetzung wird sich bis zum Jahr 2019 verzdgern.

Zum Beschluss Nr. 2.3 der Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 2.2.1 betr. Finan-
zierungskonzept der Kindertagesstatten (Aktenstiuck Nr. 34 A) hat das LKA berichtet,
dass es grundsatzlich die Initiative begruf3t, durch einen Fonds die religions-
padagogische Arbeit in den Kindertagesstatten der freien Trager, die Mitglied im
DWIiN sind, zu starken und gleichzeitig durch eine verbindliche Kooperation zwischen
den Kirchenkreisen und den freien Tragern der Diakonie die Verbindung und Zusam-
menarbeit evangelischer Kindertagesstatten in den Regionen zu entwickeln. Ebenso
wie die beteiligten synodalen Ausschisse halt das LKA es fur erforderlich, dass enge
Kriterien fir die Vergabe der Mittel aufgestellt werden, die eine Konkurrenz durch
unterschiedliche Anwendung arbeitsrechtlicher Bestimmungen ausschlieRen. Zudem
sollten Mindeststandards einer kooperativen Zusammenarbeit in einem Muster-

Kooperationsvertrag festgeschrieben werden.
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Das LKA hat zunachst eine pauschale Férderung von 4 000 Euro pro Einrichtung zur
Unterstltzung religionspadagogischer Angebote, zur Mitfinanzierung von Fachbera-
tungskosten und zur Mitfinanzierung gemeinsamer Veranstaltungen fur die freien
Trager auf Antrag vorgeschlagen. 35 bis 40 mdgliche Einrichtungen wirden nach
Erhebungen des DWIN fur Kooperationen infrage kommen. Je Haushaltsjahr missten

somit ca. 150 000 Euro bereitgestellt werden.

Zunéchst keine gesonderte Forderung von kirchlichen Kindertagesstatten hatte das
LKA vorgesehen, die nicht in einem Verband oder Kirchenkreis organisiert sind (so-
genannte Solitar-Einrichtungen), da es das Ziel sei, gestlutzt durch entsprechende
Beschliisse der Landessynode, moglichst alle Kindertagesstétten in das neue Trager-
modell zu Uberfihren und eine moéglichst einheitliche Tragerstruktur in der Landes-

kirche zu verwirklichen.

Auf Bitten des LSA ist das LKA im Rahmen der Haushaltsberatungen dem Pruf-
auftrag der Landessynode gefolgt, auch kirchlichen Tragern von Kindertagesstat-
ten aulBerhalb des uUbergemeindlichen Tragermodells in die Zuschussiberle-
gungen einzubeziehen. Zuschusse fur die Kosten, die durch eine Heranfihrung
an ein Ubergemeindliches Tragermodell entstehen, sollen nun auch kirchlichen
Tragern gewahrt werden kénnen. Ziel musse es aber bleiben, auch dadurch eine
weitere Starkung des Tragermodells zu erreichen. Die Entscheidung hierzu
musse letztendlich in den Kirchengemeinden getroffen werden. Auch, wenn es
weiterhin einzelne Kirchengemeinden geben wird, die sich nicht Ubergemeind-
lichen Tragermodellen anschlielien wollen, misse es das Ziel sein, die Anzahl

dieser Kirchengemeinden deutlich zu reduzieren.

Aullerdem hat der LSA das LKA gebeten, die Hohe der Zuschisse pro Jahr
sowohl bei den freien Tragern als auch bei den kirchlichen Trégern in vergleich-
barer Hohe zu gestalten. Zu den Einzelheiten wird auf den Bericht des Finanz-

ausschusses (Aktenstick Nr. 20 G) verwiesen.

11. Umsetzung des Kommunikationskonzeptes; Freigabe weiterer Mittel aus dem Teil-
ergebnishaushalt Titel 1000-41250 (EMSZ/EMA)
Das LKA und die Evangelische Medienarbeit (EMA) haben berichtet, dass mit Ein-

fuhrung des neuen Datenschutzgesetzes der EKD die Folgen fir die Datenhaltung,
Datenverarbeitung und Datentbermittlung innerhalb der EKD weitreichend sind und
in der Struktur der Landeskirche fiur die dienstliche Kommunikation der Mitarbeiten-

den datenschutzkonforme digitale Tools erfordern. Das schlielt die dienstliche
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Nutzung eines Messengers wie WhatsApp ebenso aus wie Datenhaltung und Daten-

Ubermittlung mit Dropbox.

Die EMA hat das Intranetsystem intern-e auf kurzfristig notwendige Erweiterungen
geprift und eine langfristige Perspektive der einzelnen Funktionen und einer kinftig

immer mehr geforderten mobilen Nutzung erarbeitet.

Fur diverse Vorhaben waren zusatzliche Mittel erforderlich, die im Haushaltsplan fur
das Jahr 2018 eingestellt sind, aber der Freigabe durch den LSA bedurften. Eine ent-

sprechende Ubersicht lag dem LSA vor.

Der LSA hat einer Mittelfreigabe in Hohe von 105 300 Euro aus dem Teilergeb-
nishaushalt Titel 1000-41250 (EMSZ/EMA) zugestimmt.

Des Weiteren hat der Leiter Kommunikation den LSA Uber eine geplante umfang-
reiche Stellenausweitung vor dem Hintergrund der Neustrukturierung der Kommuni-

kationsarbeit und der EMA informiert.

Der LSA hat sich gegentber einer Stellenausweitung in diesem Umfang Kkritisch
gezeigt und bemangelt, dass die Prioritaten der einzelnen Themenfelder und die

zeitliche Umsetzung dabei nicht deutlich sind.

Im Zuge der Haushaltsberatungen fur die Jahre 2019 und 2020 mussten ggf.
Sperrvermerke fur Stellenbesetzungen einzelner neu errichteter Stellen auszu-
bringen sein und eine Freigabe nur nach Vorlage des Gesamtkonzeptes der EMA
sowie eine Einsparauflage gegentber den veranschlagten Gesamtmitteln durch
Kiurzung von Sachmitteln oder Nichtbesetzung von Stellen erbracht werden (vgl.
hierzu den Bericht des Finanzausschusses UUber die Haushaltsberatungen
- Aktensttck Nr. 20 G).

12. Weiteres Projekt des Ev.-luth. Missionswerkes in Niedersachsen (ELM) zur Arbeit mit

Geflichteten

Dem LSA ist ein Projekt des ELM und dessen Partnerkirche in Athiopien Mekane Yesus
zur Arbeit mit Geflichteten vorgestellt worden. Ab dem Jahr 2019 sollen hier Binnen-
migranten und Binnenmigrantinnen in Adama und Bishoftu in Zentralathiopien beglei-
tet und unterstutzt werden. Der Ausschuss fiur Mission und Okumene, dem dieses
Projekt ebenfalls vorgestellt wurde, befurwortet eine entsprechende inhaltliche und

finanzielle Forderung. Ziel sei die Verbesserung der Lebensbedingungen fur die
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13.

14.

Uberwiegend weiblichen Binnenmigranten aus der Somali- und Oromia-Region.
Konkret sollen Kleinkredite vergeben, Workshops fir Kleinunternehmen sowie Trai-
ningsworkshops fuir Mentoren der Ausbildung abgehalten werden. Des Weiteren sind
Gruppentreffen fur die Nutzer der Ausbildung sowie die Weiterbildung des Projekt-
personals in Projektentwicklung, Monitoring und Evaluation, Berichterstellung und

Fundraising geplant.

Das Projekt umfasst eine Fordersumme von 197 430 Euro und hat eine Laufzeit von

insgesamt drei Jahren.

Der LSA hat eine Forderung des Projektes befurwortet.

Zwischenauswertung zu Projekten des ELM zur Arbeit mit Geflichteten

Der LSA hat sich uber die funf bisher geférderten Projekte des ELM zur Arbeit mit Ge-
fluchteten berichten lassen. Hierzu wird auf die Anlage 1 zu diesem Bericht

verwiesen.

Als Fazit konnte festgehalten werden, dass maximal 20 000 Personen mit diesen
Projekten erreicht werden. Schwerpunkte sollten nach Ansicht des LSA unbedingt
im Bereich Mikrokredite, Gesundheit und Hygiene gesetzt werden. Diese Anre-
gung wird das ELM mit den Projektpartnern kommunizieren. Der LSA hat zudem
die Uberlegung angestellt, ob eine Verlinkung mit dem Haushaltstitel "Arbeit mit

Gefluchteten™ Uberlegenswert ware.

Entwurf des Haushaltsplanes fiur die Haushaltsjahre 2019 und 2020

Der LSA hat in einer gemeinsamen Sitzung mit dem Finanzausschuss sowie mit den
Vertreterinnen und Vertretern des LKA den Entwurf des Haushaltsplanes fur die Jahre
2019 und 2020 gemalR Artikel 76 Absatz 1 der Kirchenverfassung beraten. Die Aus-
schisse haben insbesondere auch die Fragen der angemessenen Beteiligung der Kir-
chengemeinden und Kirchenkreise am zz. glnstigen Kirchensteueraufkommen, der
Umsteuerung bei den Ubergemeindlichen Pfarrstellen angesichts des sich abzeich-
nenden Pfarrermangels sowie der Stellenausweitung in Ubergemeindlichen Einrich-
tungen und kirchlichen Verwaltungen ohne Kompensation in den Beratungen thema-

tisiert.

Einzelheiten dazu berichten der LSA im Rahmen dieses Tatigkeitsberichtes an den
jeweiligen Sachpunkten und der Finanzausschuss auf der Grundlage seines dies-

bezuglichen Aktenstiickes Nr. 20 G.
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15. Prifbericht des Oberrechnungsamtes der EKD (ORA)

Der LSA hat in einer gemeinsamen Sitzung mit dem Finanzausschuss sowie mit den
Vertretern des LKA und des ORA den Bericht Uber die Prifung des Jahresabschlusses
2016 beraten. Dabei wurde insbesondere auf die folgenden drei Bereiche eingegan-
gen:

- Feststellungen zum Jahresabschluss 2016 und Bilanz zum 31. Dezember 2016

- Haushalts- und Wirtschaftsfihrung (Liegenschaftsverwaltung)

- Weitere Prufungen unselbsténdiger Einrichtungen (erstmalige Er6ffnungsbilanzen)

Im Zusammenhang mit den Feststellungen zum Jahresabschluss 2016 konnte seitens
des ORA berichtet werden, dass das LKA bereits deutliche Nachbesserungen vorge-
nommen hat, gerade mit Blick auf den Jahresabschluss 2017.

Zu der Veranschlagung der als "rechnerische Uberschiisse" bezeichneten Betrage hat
das ORA darauf hingewiesen, dass als zulassiges haushaltsrechtliches Instrument fur
den Vortrag von "rechnerischen Uberschiissen" im Haushaltsplan lediglich die Zufiih-
rung zu Rucklagen mit entsprechender Zweckbindung zur Verfugung steht. Gleiches
gilt fur die getatigte Ruckstellung fur das Forderprogramm "Attraktives Pfarrhaus".

Das LKA konnte diese Anmerkungen nachvollziehen.

Hinsichtlich der Ubertragung von landeskirchlichen Verwaltungsaufgaben (hier: Lie-
genschaftsverwaltung) auf externe Dienstleister hat das ORA kritisch angemerkt,
dass es zu den Aufgaben der ordnungsgeméfen Verwaltung durch das LKA gehort,
die Landeskirche vor vermeidbaren Risiken und Schaden, die sich beispielsweise flr
eine wirtschaftliche und sparsame Verwendung kirchlicher Mittel und letztlich fur das
kirchliche Finanzvermdgen ergeben kdnnten, zu schitzen. Dies setzt nach Auffassung
des ORA zwingend ein Mindestmall an Kontrolle der bezogenen Dienstleistungen
voraus. Ein vollstdndiger und andauernder Verzicht auf solche Kontrollen kann nach
Einschatzung des ORA auch unter Kostengesichtspunkten nicht gerechtfertigt wer-
den. Vor diesem Hintergrund sollte zwingend ein sachgerechtes "Internes Kontroll-
system" etabliert werden. Der Finanzausschuss wird zusammen mit dem LKA den

Aufbau und die Bedeutung eines entsprechenden Systems beraten.

Als Gesamtfazit zu den erstmaligen Eroffnungsbilanzen der bisher noch nicht gepruf-
ten unselbstédndigen Einrichtungen (u.a. Kloster Bursfelde, Zentrum fur Gesund-
heitsethik, Hanns-Lilje-Haus) hat das ORA berichtet, dass nunmehr erstmalig ein ein-
heitlicher Standard fur alle landeskirchlichen Sonderhaushalte, die von Verwaltungs-

stellen der Landeskirche gefihrt werden, gegeben ist.
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16.

Im Zusammenhang mit dem Teilbetriebsiibergang der Tagungsstétte des Michaelis-
klosters vom Diakonischen Werk des Ev.-luth. Kirchenkreises Hildesheim-Sarstedt
e.V. auf die hannoversche Landeskirche zum 1. Januar 2011 hat das ORA festgestelit,
dass seinerzeit keine sachgerechte Uberleitung samtlicher Vermogensgegenstande
und Schulden erfolgt ist und dem Michaeliskloster dadurch ein Vermodgensschaden
entstanden sein muss.

Hinsichtlich der Prifung des Evangelischen Schulwerkes konnte festgestellt werden,
dass die Ertrage der Schadenersatzzahlungen fur die Schulbuchausleihe im Vergleich
der Schulen sehr unterschiedlich sind und diesbeziuglich mdglicherweise Richtlinien
und Verwaltungsvorschriften erlassen werden sollten, die ein Verfahren der Schaden-
ersatzprufung vereinheitlichen. Dieser Sachverhalt sowie andere Anregungen des
ORA wurden vom Geschaftsfihrenden Ausschuss des Kuratoriums des Evangelischen

Schulwerkes bereits aufgegriffen.

Hinsichtlich des Prifungsergebnisses, welches der Anlage 2 zu diesem Bericht ent-
nommen werden kann, sieht das ORA keine Hinderungsgrinde die Entlastung des

LKA zu versagen.
Der LSA hat dem LKA, auf Empfehlung des Finanzausschusses, Entlastung fur das

Haushaltsjahr 2016 gemaf Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe g der Kirchenverfas-

sung erteilt.

Baufragen

Sanierung, Umbau und Erweiterung des Predigerseminars im Kloster Loccum

Das LKA hat dem LSA den aktuellen Stand der Bautatigkeiten am Predigerseminar in

Loccum vorgestellt und tber den Baufortschritt und die Kostenentwicklung berichtet.

Da der Finanzrahmen, insbesondere durch die allgemeinen Baukostensteigerungen,
fast ausgereizt ist, muss der Finanzrahmen fir die Durchfihrung der Baumal3nahmen
nach MaRgabe des aktuellen und perspektivischen Bau- bzw. Planungsstandes durch
entsprechende Mittel aus dem Haushalt der Landeskirche fur die Jahre 2019 und
2020 bzw. durch entsprechende Verpflichtungsermachtigungen fir den Haushalt fur

die Jahre 2021 und 2022 erweitert werden.
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Der LSA hat das LKA daher um Vorlage einer realistischen Planungsgrundlage zu
den Haushaltsberatungen gebeten. Im Ubrigen wird auf den Bericht des Finanz-

ausschusses (Aktenstick Nr. 20 G) verwiesen.

17. Einzelzuweisungen fiir die Finanzierung von Neubauvorhaben im Haushaltsjahr 2018

Das LKA hat mitgeteilt, dass aktuell elf Neubauvorhaben von Kirchengemeinden vor
bzw. in der Umsetzung stehen. Konkret hat das LKA dem LSA unter der Liste A
insgesamt neun Projekte verschiedener Kirchengemeinden (Flegessen, Westen,
Barrien, Johannes Neustadt, Bad Miunder, Nettlingen, Kreuz Nienburg, Kirchlinteln,
Eimbeckhausen) vorgelegt, die den landeskirchlichen Vorgaben entsprechen. Dabei
handelt es sich jeweils um den Ein- und/oder Anbau von Gemeinderdumen in die
Kirche, den Neubau eines Gemeindehauses mit Amtszimmer bzw. mit DienstrGumen
sowie den Neubau eines Pfarrhauses. Insgesamt werden fur diese Projekte Mittel in

Hohe von 1 774 670,36 Euro bereitgestellt.

Die Liste B enthalt zwei Projekte (Einbeck, GrofR3 Hehlen). Die Kirchengemeinde
Einbeck plant den Anbau eines Gemeindesaales an das umzubauende Gemeindehaus
und die Kirchengemeinde Grol3 Hehlen plant den Ersatzneubau eines Gemeinde-
hauses. In der Kirchengemeinde Grol3 Hehlen ist neben der Flache des Gemeinde-
hausneubaus auch die Flache des Gemeindebiros im Pfarrhaus mitzurechnen. Die
Kirchengemeinde Einbeck hat nach der Zusammenlegung von vier Kirchengemeinden
den vorhandenen Geb&udebestand deutlich reduziert und mochte die Gemeindearbeit
an einem zentralen Standort konzentrieren. Dadurch werden die Hochstflachen in
analoger Anwendung der Gemeindehausbauvorschriften Uberschritten. Aufgrund der
konkreten Umsténde der Einzelfalle soll dennoch eine Bezuschussung erfolgen. Die

Forderung dieser beiden MaBhahmen betragt insgesamt 618 000 Euro.

Die Zuschiusse von insgesamt 2 392 670,36 Euro sind durch Mittel des Haushalts-
jahres 2018 der Kostenstelle 1000-92303 (Investitionszuschisse an Kirchenkreise/

-gemeinden) gedeckt.

Der LSA hat die in der Liste A aufgefuhrten Neubaumallinhahmen zur Kenntnis ge-
nommen und den in Liste B aufgefuhrten Malinahmen zugestimmt. Des Weiteren
hat er auch das nachrichtlich zur Kenntnis gegebene Neubauvorhaben der
Sudstadt-Kirchengemeinde aus Osnabriick zur Kenntnis genommen; ein Antrag

hierzu lag noch nicht vor.
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1v.

Personalfragen

18. Stellenplan _der landeskirchlichen Verwaltung fir den Haushaltszeitraum 2019 und
2020

Das LKA hat den vorgelegten Stellenplan erlautert und ausgefuihrt, dass in den nach-

sten acht Jahren ca. ein Drittel der Belegschaft im LKA in den Ruhestand gehen wird.
Perspektivisch finden zz. Uberlegungen dartiber statt, ob ab dem Jahr 2021 dem LKA
eventuell ein Stellenplanbudget, Uber dessen Hohe die Landessynode im Zuge der
Beschlussfassung zum landeskirchlichen Haushalt zu entscheiden hat, zur Verfigung
stehen sollte. Kriterien und Parameter hierfir mussten zunachst noch konkretisiert
und festgelegt werden. Die Mdglichkeit einer solchen Budgetregelung kénnte durch

die neue Kirchenverfassung erdffnet werden, sofern die Landessynode dem zustimmt.

Der LSA hat sein Einvernehmen zu dem vorgelegten Stellenplan der landes-

kirchlichen Verwaltung fur die Haushaltsjahre 2019 und 2020 hergestellt.

Im Zuge der Haushaltsberatungen haben Finanzausschuss und LSA deutlich
gemacht, dass eine voribergehende Stellenausweitung maglichst verbunden sein
muss mit Vorschlagen zur Stellenreduzierung, um mittelfristig den Gesamtstel-
lenbestand nicht auszuweiten, sondern eher abzuschmelzen. Sofern eine kurz-
fristige Stelleneinsparung nicht mdoglich erscheint, muss eine Kompensation an

anderer Stelle Uberlegt werden, z.B. im Sachkostenbereich.

19. Stellenplan _der landeskirchlichen Verwaltung fir den Haushaltszeitraum 2017 und

2018; hier: Errichtung einer A-12-Stelle im LKA

Durch das Steueranderungsgesetz aus dem Jahr 2015 wurde die umsatzsteuerliche
Behandlung der Leistungen von juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts ab dem
Jahr 2017 bis spatestens ab dem Jahr 2021 grundlegend gedndert. Durch diese
Neuregelung wird die Kirche weitaus haufiger in den Anwendungsbereich der
Umsatzsteuer geraten als bisher. Hierauf muss sich die Kirche insgesamt, aber auch
die hannoversche Landeskirche personell, organisatorisch und technisch vorbereiten,
um den dann geltenden Anforderungen des Umsatzsteuerrechts gerecht zu werden.
Verscharfte Selbstanzeigeregelungen sowie verbesserte Prifungsmdglichkeiten der
Finanzverwaltung fihren zu einer wachsenden Verantwortung von juristischen Per-
sonen des 6ffentlichen Rechts und machen ein internes Kontrollsystem zur Steuerung
und Uberwachung der ordnungsgemaRen Erfullung samtlicher steuerrechtlicher

Anforderungen unabdingbar.
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20.

Vor diesem Hintergrund hat der Kirchensenat die Einrichtung einer A-12-Stelle
beschlossen, die u.a. ein Umstellungskonzept zu 8 2 b Umsatzsteuergesetz erarbei-
ten sowie die Beratung der kirchlichen Einrichtungen in Steuerfragen, vor allem zur
Umsatzsteuer, Ubernehmen soll. Eine entsprechende Stellenausschreibung ist bereits

erfolgt; es handelt sich um eine unbefristete Stelle.

Der LSA hat sein Einvernehmen zu der Stellenerrichtung hergestelit.

V.

Offentlichkeitsfragen

Pravention, Intervention und Hilfen in Fallen sexualisierter Gewalt

Der LSA hat sich vor dem Hintergrund der aufgedeckten Missbrauchsfalle in der
katholischen Kirche vom LKA berichten lassen, wie seitens der hannoverschen

Landeskirche bei entsprechenden Verdachtsféllen verfahren werde.

Seitens des LKA konnte berichtet werden, dass die hannoversche Landeskirche seit
dem Jahr 2000 eine Null-Toleranz-Linie fahrt und sehr strikt an einer konsequenten
Verfolgung und ggf. Sanktionierung interessiert ist. Daher werden im Verdachtsfall
umgehend Polizei und Staatsanwaltschaft angerufen. Sofern die Staatsanwaltschaft
aufgrund einer Verjahrungsfrist nicht mehr tatig wird, wird seitens des LKA ein Dis-
ziplinarverfahren gegen den Beschuldigten oder die Beschuldigte eingeleitet. Bei der
eingesetzten Hotline konnten bereits seit mehreren Jahren keine Anrufe mehr ver-
zeichnet werden. Seitens der Gleichstellungsbeauftragten der hannoverschen Lan-
deskirche wurde jedoch viel Betreuungsarbeit in Fallen der Anerkennung erlittenen

Leids geleistet.

Die Praventionsbeauftragte der hannoverschen Landeskirche ist zz. mit der Erstellung
einer Handreichung zur Risikoanalyse sowie mit der Entwicklung von Schutzkonzep-
ten befasst. Hinsichtlich einer systemischen und historischen Aufarbeitung werden

seitens der hannoverschen Landeskirche ebenfalls weitere Uberlegungen angestellt.

Auch die EKD-Synode hat sich wéhrend ihrer Tagung vom 11. bis 14. November 2018
mit der Verantwortung und Aufarbeitung bei sexualisierter Gewalt in der evange-

lischen Kirche befasst.



AKTENSTUCK NR. 3 K SEITE 18

VI.

Antrage und Eingaben

VII.

Sonstiges

21. Gesprach mit dem Herrn Landesbischof

Im Gesprach mit dem Herrn Landesbischof wurde festgestellt, dass die Zusammenar-
beit der kirchenleitenden Organe vor allem bei den Themen "Reformation" und
"Arbeit mit Geflichteten" sehr gut verlaufen ist, aber natirlich bei kiinftigen, auch

politisch heiklen Themen noch Verbesserungsmadglichkeiten gegeben sind.

Zu der Frage, ob Themen fruhzeitig vorausschauend identifiziert werden kénnen, um
diese ndtigenfalls auch gesellschaftlich mehrheitsfahig zu machen, wurde kritisch an-
gemerkt, dass sich in der Vergangenheit gezeigt hat, dass Themen sehr schnelllebig
sind und es daher schwierig ist, wichtige Themen im 6ffentlichen Bewusstsein zu hal-
ten. Gleichwohl musse der kirchliche Offentlichkeitsauftrag diesbeziiglich noch geziel-

ter wahrgenommen werden.

Bei der Einbringung des Aktenstlckes soll voraussichtlich auf Folgendes naher eingegan-

gen werden:

- Verordnung mit Gesetzeskraft (Ziffer 4)
- Finanzierung der Kindertagesstattenarbeit (ziffer 10)
- Projekten des ELM zur Arbeit mit Geflichteten (ziffer 13)
- Entwurf des Haushaltsplanes (ziffer 14)
Surborg

Vorsitzender

Anlagen
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Anlage 1

| ELM Hermannsburg
Partnerin Mission

A

Zusammenfassung uber den aktuellen Stand der Projekte
zur Bekdmpfung von Fluchtursachen in Afrika (Stand Oktober 2018)

(EntschlieBung 136 der 24. Landessynode zur Fluchtthematik, 28.11.2013)

Flucht und Migration pragen die derzeitige Weltpolitik. Man geht von knapp 70 Millionen Gefluchte-
ten aus. Davon sind ca. 40 Millionen Menschen Binnengefliichtete (Internally Displaced Persons
IDPs). Der Grund fur die rasant anwachsenden Zahlen ist unter anderem in den 15 neuen Konflik-
ten zu sehen, die weltweit in den vergangenen 5 Jahren aufgebrochen sind. Dabei nhahm beispiels-
weise ein Land wie Athiopien im Vergleichszeitraum 2014/15, in dem in West-Europa die héchsten
Gefluchtetenzahlen zu vermerken waren, mit 1 Million Geflichteten etwa &hnlich hohe Zahlen an

Menschen auf.

Entsprechend der EntschlieBung 136 der 24. Landessynode, einen Beitrag zur Bekampfung der
Fluchtursachen in Afrika zu leisten, hat das Ev.-luth. Missionswerk in Niedersachsen (ELM) gemein-
sam mit Partnerkirchen im afrikanischen Kontext 5 Projekte vorgelegt, die Beitrage zur Entschér-
fung der Krise im Kontext von Flucht und Migration leisten. Praventionsarbeit und Konfliktbewalti-
gung sind dabei ebenso von Bedeutung wie die Reduzierung von Strukturdefiziten, Starkung der
okonomischen Rahmenbedingungen, Beratung, Seelsorge und MalRnahmen im Sinne der Hilfe zur
Selbsthilfe.
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Ubersicht Uiber die bewilligten Projekte

1. Beratungszentrum Flucht und Migration, Johannesburg, 130.000 EUR
Republik Studafrika
2015 — 2018

2. Gemeinwesenentwicklung in Gambella und Lare Jekow, Athiopien, 552.000 EUR
2017 - 2019

3. Bewusstseinsbildung Xenophobie, Flucht und Migration, LUCSA, 95.000 EUR
10 Lander im sudlichen Afrika
2017 - 2020

4. Personalkosten Dienst an Gefluchteten, Pretoria, Republik Sudafrika 165.000 EUR
2018 - 2020

5. Frauen und Migration, Adama und Bischoftu, Athiopien 197.430 EUR
2019 - 2021
Summe 1.139.430 EUR

1. Beratungszentrum Flucht und Migration, Johannesburg, Republik Stdafrika

Land / Kirche
Laufzeit

Kosten

Hintergrund

Ziel

Zielgruppe

Malnahmen /

Aktivitaten

Republik Stdafrika, Evangelical Lutheran Church in Southern Africa (ELCSA N-T)
2015 - 2018

130.000 EUR

Eine der ersten Anlaufstellen fur Migrantinnen und Migranten sowie Gefllichteten
aus afrikanischen Landern (u. a. Simbabwe, Nigeria, frankophones Afrika) ist
Johannesburg, viele davon im Stadtteil Hillorow. Dort sind Arbeitslosigkeit, Dro-
genmissbrauch, Kriminalitat, soziale Spannungen und Konflikte weit verbreitet,
da Menschen unterschiedlichster Herkunft unter schlechten Verhéltnissen auf
engstem Raum zusammenleben.

Die lutherische Outreach Foundation (LCOF) reagiert darauf u. a. mit Angeboten
im Bereich Beratung und Therapie in der Arbeit mit Obdachlosen, Drogenabhan-
gigen, sozial Benachteiligten und Fluchtlingen. Beratungen gewinnen an Bedeu-
tung, da traditionelle Sicherungssysteme und soziale Netzwerke angesichts von
Flucht oder Migration in der Regel nicht mehr zuverlassig funktionieren.

Erweiterung der Beratungs- und Unterstitzungsangebote im Bereich Drogen-
missbrauch und Obdachlosigkeit mit dem Ziel, heilend in und fur die Gesellschaft
zu wirken.

Geflichtete und Migrantlinnen, die i.d.R. durch Krieg und Flucht traumatisiert
sind und Erfahrungen mit Gewalt gemacht haben.

MaRnahmen
= Baumalhahme (Beratungszentrum)

= Erweiterung des Programms / Beratungsangebotes durch eine weibliche
Fachkraft (Anstellung einer Sozialarbeiterin).
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Zwischenstand

Am 05. Mai 2017 wurde das Beratungszentrum (Counselling Centre) erdffnet,
das mit Mitteln der Landeskirche errichtet wurde. Der Bedarf an der Beratungs-
und Unterstutzungsarbeit nimmt entsprechend der Bewegungen von Geflichte-
ten und Binnenmigrantlnnen weiter zu.

Beratungszentrum

Im Beratungszentrum werden Opfer von Traumatisierung begleitet.

Die im Rahmen des Projektes mdglich gewordene zusétzliche Finanzierung einer
Sozialarbeiterin erméglicht ein breiteres Beratungsangebot. Dazu gehéren: Die
Schaffung eines sicheren Raumes (safe space), Erstgesprach, die Stabilisierung
des Klienten/der Klientin, Feststellung der aktuellen Lage (Fakten; mogliche Re-
aktionen/Aktionen, Verabredung der folgenden Interventionen bzw. Weiterlei-
tung an externe Fachstellen), Rechtsbeistand; Vermittlung von Unterkinften
aber auch tbergreifende MaBnahmen wie Camps fur Migrantinnen.

Beratung und Seelsorge mit Sizwe Bottoman, Sozialarbeiterin

Die Outreach Foundation ist mit unterschiedlichen Partnern im Stadtteil vernetzt.
Dies ist angesichts der Komplexitat des Arbeitsfeldes von groRem Vorteil. So
bieten sich Foren fir Austausch, fachliche kollegiale Beratung und gemeinsame
Programme und Projekte, die angesichts der groen Anzahl von Gefluchteten
von grof3er Bedeutung sind.

LUCSA (Lutheran Communion in Southern Africa) uUberlegt, mit ihrem Projekt
.Bewusstseinsbildung Xenophobie, Flucht und Migration* (siehe Beschreibung
unten) mit der LCOF zu kooperieren. So ergeben sich Synergieeffekte unter den
von der Landeskirche bezuschussten Projekten.
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2. Gemeinwesenentwicklung in Gambella und Lare Jekow, Athiopien

Land / Kirche
Laufzeit
Kosten

Hintergrund

Ziel

Zielgruppe

Malnahmen

Athiopien, Ethiopien Evangelical Church Mekane Yesus (EECMY)
2017 - 2019
552.000 EUR

Seit Oktober 2015 gibt es in der Region Gambella (West-Athiopien) gewalttatige
ethnische Konflikte, die man in einem weiteren Kontext des Konfliktes im
Sudsudan verorten muss. Die Konflikte zwischen den Nuer und den Anuak sowie
die grenziberschreitenden Auseinandersetzungen mit Gruppierungen aus dem
Siudsudan (z. B. die Bevolkerungsgruppe der Murle) und die damit einhergehen-
den Fluchtbewegungen haben das Leben der Menschen vor Ort nachhaltig ge-
stort und bedeuten fur viele die Zerstérung ihrer Existenzgrundlagen.
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Der fragile Zustand fuhrte dazu, dass die Ethiopian Evangelical Church Mekane
Yesus (EECMY) 2016 an das ELM zwei Foérderantrage mit deutlicher Ausrichtung
auf die Konsolidierung des Friedens in der Region und auf Mediation zwischen
den Gruppierungen stellte.

Nachhaltige Konsolidierung des Friedens in der Region

Ein Teilbereich konzentriert sich dabei auf Trainings im Bereich ,,Do-No-Harm*,
Gemeinwesenentwicklung und psychosoziale Beratung. Ein weiterer Aspekt ist
die Moderation zwischen den lokalen Konfliktparteien.

Als flankierende MaRnahme findet der (Wieder-)Aufbau der Existenzgrundlagen
der lokalen Bevoélkerung statt. Durch Trainings zu Existenzgrindungen, Startka-
pital, Saatgut etc. sollen ca. 1.600 Haushalte bzw. 8.000 Menschen je Projekt in
die Lage versetzt werden, in Frieden miteinander leben zu kdnnen.

Bevdélkerung in Gambella und Lare Jekow

Jeweils ca. 8.000 Menschen (ca. 3.200 Haushalte) in Gambella und Lare Jekow
werden in die Lage versetzt, in Frieden miteinander leben zu kdnnen.

= Trainings im Bereich ,,Do-No-Harm*
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Zwischenstand

Gemeinwesenentwicklung und psychosoziale Beratung
Moderation zwischen den lokalen Konfliktparteien
Trainings zu Existenzgriundungen (einschl. Startkapital; Saatgut etc.)

Angestrebte Wirkungen: Friedenskonsolidierung; Verbesserung der Lebensbe-
dingungen der lokalen Bevoélkerung; Vermeidung von Flucht und Binnenmigrati-

on

Das Projekt lauft mit gut einem Jahr Laufzeit mit positiver Bilanz.

Die Registrierungen in den lokalen Verwaltungseinheiten (Kebelles) wurden
vorgenommen.

Do-No-Harm Workshops haben stattgefunden (Ausbildung der Trainer in
Monrovia), Trainings in jeder Verwaltungseinheit.

Verbindende und trennende Faktoren (,Connector’ und ,Divider‘) stellen sich
nach den Trainings als Augendffner fur die Projektbeteiligten dar. Wasser,
Weideland, Getreidemihlen etc. als Konfliktpotenzial werden analysiert und
Konfliktldsungsstrategien gesucht.

Schaffung von Existenzgrundlagen: Das Einfuhren von Fischernetzen und
Fischfang, Anbau des Saatguts und die Trainings wurden positiv angenom-
men. Es gibt erste Ernten und auch neue Gemdusesorten werden akzeptiert
und konsumiert.

Anpassungen

Es ist geplant, Lizenzen zu beantragen und eine Kooperative zu erdffnen, um
Uberschissiges Gemuse, Getreide und Fisch zu verkaufen.

Integration von umweltbezogenen Trainings, um die Mullproblematik anzu-
gehen.

Einrichtung von safe spaces (sicheren Raumen) fur Madchen und junge Frau-
en in Begleitung von Mentorinnen mit dem Ziel der Reduktion von Schwan-
gerschaften im Teenageralter, Reduktion der Schulabbrecherinnenrate und
Sensibilisierung der Eltern.

Beim Besuch in Lare Jekow erlautert ein Sozialarbeiter die Arbeit
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3. Bewusstseinsbildung Xenophobie, Flucht und Migration; LUCSA

Land / Kirche
Laufzeit
Kosten

Hintergrund

Ziel

Zielgruppe

MaRnahmen

Zwischenstand

Johannesburg, Lutheran Communion in Southern Africa (LUCSA)
2017 - 2020
95.000 EUR

LUCSA ist als Regionalorganisation des LWB ein freiwilliger Zusammenschluss
von 16 lutherischen Kirchen in 10 Landern im siudlichen Afrika. Ziel ist es, die
Mitgliedskirchen zu beféhigen, gemeinsam auf die Herausforderungen und Be-
durfnisse der Region zu antworten. Mitgliedskirchen werden darin unterstitzt,
ihre diakonische, missionarische und 6kumenische Arbeit hinsichtlich des The-
mas Flucht und Migration auszufiihren, von denen alle Mitgliedskirchen direkt
oder indirekt betroffen sind.

Starkung der Partnerkirchen im sudlichen Afrika im Bereich Flucht und Migration

Das Projekt arbeitet mit den LUCSA verbundenen Kirchen und 6kumenischen
Partnern zusammen ebenso wie mit den 6rtlichen Kommunen, lokalen 6kumeni-
schen Gruppen und Organisationen sowie mit Fihrungspersénlichkeiten und lo-
kalen Regierungen und deren Vertretern. Auf diese Weise sollen mdglichst alle
sozialen Schichten und betroffenen Gruppen eingebunden werden.

LUCSA fordert die verbundenen Kirchen durch Information und Schulung im Be-
reich ,Flichtlinge und Migration“ nachhaltig. Dadurch werden diese beféhigt, die
Entwicklung eines friedlichen Miteinanders von Migrantinnen, Geflichteten und
lokaler Bevdlkerung zu unterstitzen und kénnen so aktiv zu Konfliktldsungen
beitragen.

Die MalRlhahmen im Bereich der LUCSA Diakonia — Abteilungen sind umgesetzt.
In diesem Jahr haben bereits in vielen Landern Informationsveranstaltungen
stattgefunden, weitere folgen.

Zwischen LUCSA und der LCOF wird eine Zusammenarbeit in Bezug auf Work-
shops angestrebt, soweit sich Finanzierung daftur finden lasst.

Workshop mit Migrantinnen aus 14 Staaten
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4. Personalkosten Dienst an Gefluchteten, Pretoria, Republik Sudafrika

Land / Kirche
Laufzeit
Kosten

Hintergrund

Ziel

Zielgruppe

Malnahmen

Zwischenstand

Republik Studafrika, Evangelical Lutheran Church in South Africa (N-T)
2018 - 2020
165.000 EUR

Die Kirchengemeinde St. Peter’s in Pretoria, ELCSA N-T, hat sich seit den 1980er
Jahren fur Gemeindeglieder aus allen ethnischen Gruppen, Kulturen und Spra-
chen innerhalb Stdafrikas und dartber hinaus gedéffnet. Das zustandige Amt fur
Fluchtlingsangelegenheiten ist ebenfalls in Pretoria.

Das Projekt reagiert darauf, dass Vertriebene aufgrund von Sprachbarrieren
ausgenutzt oder ignoriert werden und will ihre Integration (i. S. Sprache / Ar-
beitsplatz / soziale Akzeptanz) fordern. Es fokussiert die Integration franzdsisch-
sprachiger Gefluchteter und Migrantinnen in die Gesellschaft.

Franzdsischsprachige Gefluchtete und Migrantinnen

Pastorin Rosalie Madika ist als franzdsischsprachige Geflichtete aus dem Kongo
personlich und fachlich qualifiziert.

Sie schafft ein Netzwerk von fur diese Arbeit relevanten Institutionen, um den
Geflichteten und Migrantlnnen je auf sie abgestimmte Beratung und Begleitung
zukommen zu lassen. Gleichzeitig steht sie ihnen seelsorgerlich zur Seite.

Das Projekt ist bei weitem starker angenommen worden als ohnehin erwartet
wurde. Um dem zu begegnen soll auf Wunsch der Kirche eine Unterstitzung fur
Pastorin Madika finanziert werden, die Verwaltungsarbeiten Ubernimmt, damit
diese sich verstarkt um die Bearbeitung von Traumata der Klientlnnen im Zu-
sammenhang von Flucht und Migration kimmern kann.

Neben der Einbindung in die regelmaiigen Gottesdienste der Gemeinde, durch
die der Bau einer Briucke zwischen den Geflichteten in die bestehenden Ge-
meindestrukturen gefoérdert wird, leistet Pastorin Madika Seelsorge. Hilfestellung
in Bezug auf staatliche Anlaufstellen in den Bereichen Medizin, Erlangen von
Wohnung, Rechtsberatung und Beantragung von Papieren stehen im Zentrum.

Auch hier gibt es Synergien mit einem anderen von der Landeskirche bezu-
schussten Projekt. Es besteht eine enge Kooperation mit der LCOF, Johannes-
burg (s.0.) statt, deren Expertise unterstitzend genutzt wird.

Es ist auBerdem geplant, die gesammelten Erfahrungen im konkreten gemeindli-
chen Kontext auch in Form von Workshops in andere Gemeinden zu vermitteln.

Pastorin Rosalie Madika
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5. Frauen und Migration, Adama und Bischoftu, Athiopien

Land / Kirche
Laufzeit
Kosten

Hintergrund

Ziel

Zielgruppe

MaRnahmen /

Aktivitaten

Zwischenstand

Athiopien, Ethiopian Evangelical Lutheran Church Mekane Yesus (EECMY)
2019 - 2021
197.430 EUR

UNICEF berichtet, dass die Zahl der IDPs inzwischen 2.8 Millionen Menschen er-
reicht hat. Anfang des Jahres lag die Zahl bei 1.6 Millionen (UNICEF 14.08.2018)

Verbesserung der Lebensverhéltnisse der Binnenmigrantinnen bzw. Binnenge-
fluichteten (Internally Displaced Persons, IDPs) in den Stadten Adama und Bi-
schoftu (Zentralathiopien)

Die Migrantinnen kommen i.d.R. aus der Grenzzone der athiopischen Regionen
Oromia und Somali (Schwerpunktgebiet fur Binnengeflichtete). In Folge lokaler
Konflikte sind ca. 100.000 Menschen in die Stadte Adama und Bishoftu mig-
riert/gefliichtet. Zwei Drittel der Projektbeteiligten sind Frauen.
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Malnahmen

= Ausbildung und Einkommen schaffende MaRnahmen

= Bildung im Bereich Gesundheit / Familienplanung

= Zugang zu Mikrokrediten

Geplante Aktivitaten

= 20 Workshops (Bildung von Kleinunternehmen) fiir 500 Binnenmigrantinnen
(300 Frauen und Madchen)

= Kleinkredite fur 250 Migrantinnen (davon 150 Frauen)

= 7 Workshops fir Mentorlnnen (60 Personen)

= 30 Gruppentreffen

= Weiterbildung des Projektpersonals (PME)

= RegelmaRige Begleitung und Evaluation

Das Projekt wurde soeben bewilligt. Die Implementierungsphase kann ab sofort
beginnen.

Dr. Mirjam Laaser, 19.10.2018
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Anlage 2

V. PRUFUNGSERGEBNIS

Gegenstand der Prufung war der von der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers fir das
Haushaltsjahr 2016 vorgelegte Jahresabschluss des Zentralhaushalts.

Im Ergebnis der Prifung kann durch das ORA folgendes bestatigt werden.

« Die im Jahresabschluss 2016 ausgewiesenen Betrage stimmen mit den BU-
chern tberein und sind ordnungsgemaf belegt.

» Die Rechnungslegung entspricht weitgehend den gesetzlichen Anforderun-
gen. Einschrankungen ergeben sich insbesondere aus der Unvollstandigkeit
von Haushaltsplanung und Jahresabschluss. Ungeachtet dessen vermitteln
die Ergebnisrechnung und die Schlussbilanz ein zutreffendes Bild von der Er-
gebnis-, Finanz- und Vermdgenslage der Landeskirche, soweit diese durch
den Zentralhaushalt (GKZ 1000) erfasst werden.

« Die fir das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen malfgeblichen
Bestimmungen sind in Bezug auf den Zentralhaushalt (GKZ 1000) eingehalten

worden.

Der Vollstandigkeit halber weist das ORA auf die (bhekannte) Zergliederung des lan-
deskirchlichen Haushaltes und seine diesbheztiglichen Ausfiihrungen im Jahresbericht
2011 (Abschnitt Il Tz. 2) und im Jahresbericht 2010 (Abschnitt Il Tz. 2 und Abschnitt
[I1 Tz. 1.1) hin. Eine vollstandige Beurteilung der Ergebnis-, Finanz- und Vermdgens-
lage der Landeskirche ist insofern nicht méglich.

Im Rahmen der Prlufung der erstmaligen Eréffnungsbilanzen zum 1. Januar 2011 des
Schulwerkes und der vom HkD gefilhrten Sonderrechnungen fiir unselbsténdige Ein-
richtungen der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers hat das ORA festgestellt, dass
diese im Wesentlichen nach den rechtlichen Vorgaben erstellt wurden und ein zutref-
fendes Bild der Vermdgenslage der Sonderrechnungen wiedergeben. Einschrankun-
gen ergeben sich aus den vorstehenden Feststellungen, die insbesondere auf die
(vorzeitige) Anwendung von Regelungen, die in den zum Bilanzstichtag gultigen
Rechtsvorschriften (noch) nicht verankert waren oder auf konkrete Einzelabsprachen
mit dem Landeskirchenamt zurlckzufihren sind. Ebenso schrankt das ORA diese
Bestatigung hinsichtlich des nicht lbergegangenen Vermdgens bei der Tagungsstatte
des Michaelisklosters zum 1. Januar 2011 ein.

Gegenstand der Prufungen des ORA sind weiterhin die Wirtschaftlichkeit und Ord-
nhungsmagigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsfihrung der Ev.-luth. Landeskirche
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Hannovers, einschlieflich ihrer unselbstandigen Einrichtungen. Hierzu hat das ORA
festgestellt, dass im Zusammenhang mit der Ubertragung von Verwaltungsaufgaben
der Liegenschaftsverwaltung des Landeskirchenamtes auf externe Dienstleister
keine angemessenen Kontrollen der bezogenen Dienstleistungen stattgefunden ha-
ben bzw. stattfinden.

Entlastung

Nach Artikel 91 Abs. 3 Buchst. g) KVerf gehdért es zu den Aufgaben des Landessyno-
dalausschusses Uber die Entlastung des LKA zu entscheiden. Dabei ist nach § 88
Abs. 1S. 1 KonfHO-Doppik die Entlastung zu erteilen, wenn die prufende Stelle be-
statigt, ... dass keine wesentlichen Beanstandungen vorliegen oder dass die Bean-

standungen ausgeraumt sind*.

Das ORA ist der Auffassung, dass die in vorstehenden Bericht getroffenen Feststel-

lungen nicht gegen eine Entlastung des Landeskirchenamtes sprechen.

Hannover, den 16. Oktober 2018

(OKR WEITZENBERG)
OBERRECHNUNGSAMT DER

EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND



	1. Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes der Evange-lischen Kirche in Deutschland (EKD)
	Dem LSA hat der Entwurf zum Ersten Kirchengesetz zur Änderung des Mitarbeiter-vertretungsgesetzes der EKD (MVG-EKD) sowie eine Stellungnahme des Landeskirchenamtes (LKA) hierzu vorgelegen. Das LKA hat ergänzt, dass sich unter den konföderierten Kirche...
	Der LSA hat die Unterrichtung nach Artikel 127 Absatz 1 der Kirchenverfassung zur Kenntnis genommen und um erneute Unterrichtung gebeten, sofern weitere Ergebnisse vorliegen. Des Weiteren hat er gebeten darauf zu achten, dass synodale (ehrenamtliche) ...
	2. Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetzes der EKD vom 13. November 2013
	Das LKA hat berichtet, dass aufgrund des Kirchengesetzes zur Zustimmung zum Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetz der EKD (ARGG-EKD) und zur Einführung eines Kirchengesetzes über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiter und ...
	Demnach sieht die derzeitige Entwurfsfassung vor, dass neu gegründete Einrich-tungen festlegen können, welche Arbeitsrechtsregelung sie anwenden wollen. Auch nach dieser Festlegung soll noch ein Wechsel möglich sein, wenn die abgebende Kommission dem ...
	Seitens der hannoverschen Landeskirche wird in diesen Festlegungs- und Wechsel-möglichkeiten ein unzulässiges Wahlrecht gesehen. Weiterhin widerspricht ein Wahl-recht den Regelungen in Niedersachsen, wo sich der TV-DN als verpflichtend anzu-wendendes ...
	In der Stellungnahme der hannoverschen Landeskirche wird wiederholt darauf hingewiesen, dass Gesetzentwürfe seitens der EKD so kurzfristig zur Stellungnahme übersandt werden, dass die nach der hannoverschen Verfassung erforderlichen Abstimmungsprozess...
	Der LSA hat die Unterrichtung gemäß Artikel 127 Absatz 1 der Kirchenverfassung zur Kenntnis genommen und hat ausdrücklich die erneuten Hinweise zur Frist-setzung gegenüber der EKD befürwortet und den Sachverhalt daher auch in diesen Tätigkeitsbericht ...
	3. Vorberatung eines Gesetzentwurfes gemäß § 38 der Geschäftsordnung
	Der Kirchensenat hat der Landessynode den Entwurf des Kirchengesetzes zur Ergänzung und Durchführung des Kirchengesetzes über den Datenschutz der EKD (Datenschutz-Anwendungsgesetz - DSAG) mit der Bitte zugeleitet, diesen Entwurf gemäß  § 38 der Geschä...
	Der LSA hat sein Einvernehmen zur Vorabüberweisung an den Rechtsausschuss und den Schwerpunkteausschuss zur Beratung gemäß § 38 der Geschäftsordnung hergestellt.
	4. Verordnung mit Gesetzeskraft zur Änderung der Verordnung mit Gesetzeskraft zur Erprobung der Bildung eines Kirchenkreises mit mehreren Amtsbereichen im Kirchenkreis Hildesheimer Land-Alfeld
	5. Rechtsverordnung zur Änderung der Rechtsverordnung über das kirchliche Kollekten-wesen (Kollektenordnung) sowie Änderung der Durchführungsbestimmungen zur Kollektenordnung
	Das LKA hat berichtet, dass mit der Verlängerung der Fristen zur Abführung von Kollekten der fortschreitenden Ausdünnung des Filialnetzes der Kreditinstitute Rechnung getragen werden soll. Der Strukturwandel im Bankenwesen erschwert zunehmend die zeit...
	Der LSA hat der Rechtsverordnung zur Änderung der Rechtsverordnung über das kirchliche Kollektenwesen (Kollektenordnung) zugestimmt.
	6. Rechtsverordnung über die Gewährung von Zulagen nach dem Kirchengesetz zur Ergänzung des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der EKD
	Das LKA hat berichtet, dass die Gewährung von Zulagen im Rahmen der Pfarr-besoldung bisher in einer Vielzahl von Rechtsquellen geregelt war. Ziel der Rechts-verordnung über die Gewährung von Zulagen nach dem Kirchengesetz zur Ergänzung des Besoldungs-...
	Demnach muss der LSA künftig nicht mehr jeder Zulage im Einzelfall zustimmen, wie es bisher nach § 29 Absatz 2 des Pfarrerbesoldungs- und -versorgungsgesetzes vorgegeben war.
	Des Weiteren hat das LKA festgestellt, dass die Einordnung der Stelle für die Leitung des Predigerseminars in Loccum perspektivisch überprüft werden sollte, da in diesem Bereich inzwischen viele strukturelle Veränderungen stattgefunden hätten, die mög...
	Seitens des LSA wurden einige redaktionelle Hinweise, insbesondere zu § 3 der vorgelegten Rechtsverordnung, gegeben. Des Weiteren hat sich dem LSA nicht erschlossen, warum einige theologische Referentenstellen bei der Übersicht der Leitungsstellen im ...
	Außerdem hat der LSA das LKA zu den Haushaltsberatungen im Oktober d.J. um eine Aufschlüsselung zur Finanzierung der Stelle des theologischen Referenten im Diakonischen Werk evangelischer Kirchen in Niedersachsen e.V. (DWiN)  gebeten, da dem LSA nicht...
	Des Weiteren wurde das LKA gebeten, ebenfalls zu den Haushaltsberatungen, die vor einiger Zeit aufgestellte Rechnung zur Durchstufung der Pastorenschaft nach A14 sowie eine Auflistung der Stellen im DWiN, die landeskirchlich refinan-ziert werden, vorz...
	Abschließend hat der LSA der Rechtsverordnung über die Gewährung von Zulagen nach dem Kirchengesetz zur Ergänzung des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der EKD gemäß Artikel 124 der Kirchenverfassung zugestimmt.
	II.
	Finanzfragen
	7. Zusätzliche Mittel für das Reformationsjubiläum
	Das LKA hat darüber beraten, wie man als evangelische Kirche über die traditionellen Gottesdienste an jenem Tag hinaus den Feiertag mit Aktionen ganz unterschiedlichen Formats begehen und in der Fläche mit Leben füllen kann. Über den Vorschlag des Her...
	Der LSA hat einer einmaligen Bereitstellung von Mitteln zur Gestaltung des  Reformationstages für die Kirchengemeinden zugestimmt und darum gebeten, diese Mittel möglichst unbürokratisch zu verteilen und abzurechnen.
	Der LSA hat das LKA gebeten, auch den Kirchenkreisen Mittel in einer entsprechenden Größenordnung in einem gleichen Verfahren zur Verfügung zu stellen.
	Der LSA hat zudem darum gebeten, das Gesamtvolumen der Ausschüttung in der Perspektive für den landeskirchlichen Haushalt für die Jahre 2019 und 2020  erneut zu beraten und dem LSA dazu zeitnah zu berichten. Zudem sollte geprüft werden, ob es über ein...
	8. Umsatzsteuerpflicht ab dem Jahr 2020
	Zur Umsatzsteuerpflicht ab dem Jahr 2020 konnte berichtet werden, dass der Finanzausschuss darüber diskutiert hat, wie die Kirchenämter in den Stand versetzt werden können, Steuererklärungen für die Kirchengemeinden vorzubereiten.
	Der LSA hat daraufhin das LKA gebeten, in Abstimmung mit der Lenkungsgruppe "Umsatzsteuer" zu prüfen, ob wegen des neuen Gesetzes zur Umsatzsteuer den Kirchenämtern der Kirchenkreise für die Haushaltsjahre 2019 und 2020 zweck-gebundene Budgetmittel zu...
	9. Mittelverwendung für Maßnahmen in der Arbeit mit Geflüchteten
	Das LKA hat den LSA über die Mittelverwendung für Maßnahmen in der Arbeit mit Geflüchteten seit dem Haushaltsjahr 2015 informiert.
	Insgesamt bestehen im Teilergebnishaushalt Titel 1000-21100 (Diakonische und Soziale Arbeit) noch Restmittel aus Zusatzmitteln der Haushaltsjahre 2015 und 2016 und den besonderen Mitteln für die Tagungsreihe in Loccum in Höhe von insgesamt 523 670,80 ...
	Alle Maßnahmen, die durch die gesondert bereitgestellten Mittel finanziert werden konnten, haben sich bewährt. Die Kirchenkreise sind verantwortungsvoll mit den von der Landeskirche angebotenen Möglichkeiten zur Finanzierung zusätzlicher Stellen umgeg...
	Die Maßnahmen haben in besonderer Weise dazu beigetragen, dass Kirche und Diakonie als verlässliche, starke und kompetente Partner zur Bewältigung der großen Herausforderungen in der Arbeit mit Geflüchteten in der Bevölkerung und Politik gesehen ...
	Die Landeskirche hat den Kirchenkreisen in den Haushaltsjahren 2015 bis 2017 jeweils 3 Mio. Euro zusammen mit der Gesamtzuweisung nach den allgemeinen Verteilungskriterien des Kirchengesetzes über den Finanzausgleich in der Evangelisch-lutherischen La...
	Hinsichtlich des Antrages des Kirchenkreisvorstandes des Ev.-luth. Kirchenkreises Leine-Solling vom 19. Oktober 2017 betr. Verlängerung der Abrechnungsfrist für Mittel der Flüchtlingsarbeit (Rundverfügung K3/2017) konnte berichtet werden, dass dem Ant...
	Die bereitgestellten Mittel für Maßnahmen in der Arbeit mit Geflüchteten im Bereich Bildung, Kinder und Jugend in den Haushaltszeiträumen 2015 und 2016 sowie 2017 und 2018 (Teilergebnishaushalt Titel 1000-11200 – Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und j...
	Evangelische Familienbildungsstätten und evangelische Bildungszentren haben niederschwellige Angebote und Freizeiten zur Sprach- und Alltagsunterstützung sowie Begegnungscafés für Familien von Geflüchteten entwickelt. Die evangelischen Schulen haben K...
	Auch für mittelbare Unterstützungsmaßnahmen haben sich kirchliche Bildungs-einrichtungen, kirchliche Arbeitsgruppen und Schulen stark gemacht: Schulung  Ehrenamtlicher im sprachlichen und kulturellen Umgang mit Geflüchteten, Veran-staltungen zur Stärk...
	Aus diesen Mitteln wurde auch die Initiative "Dialogforen" unterstützt. Hier haben Kirchenkreise oftmals mit Kommunen und Landkreisen gemeinsam versucht, über diese Foren unterschiedliche Positionen zu der Frage des Umgangs mit Geflüchteten miteinande...
	Ebenfalls wurden anteilig Personalstellen in kirchlichen Bildungseinrichtungen gefördert, die zur Konzeption und Koordinierung von Maßnahmen für Geflüchtete sowie zur Koordinierung und Durchführung von diesbezüglichen Sprachkursen ein-gerichtet wurden.
	Im Haushaltsjahr 2019 sollen 2 Mio. Euro und im Haushaltsjahr 2020  1,5 Mio. Euro den Kirchengemeinden und Kirchenkreisen zur Verfügung gestellt und wieder nach FAG-Kriterien verteilt werden. Weiter sollen für die Arbeit der Bildungseinrichtungen sowi...
	Der LSA hat die Ausführungen zur Kenntnis genommen und das LKA gebeten zu prüfen, ob die nicht verausgabten Mittel – bevor sie in den ordentlichen Haushalt wieder zurückgeführt werden – auf das nächste Haushaltsjahr und mit einem Sperrvermerk versehen...
	10. Finanzierung der Kindertagesstättenarbeit
	Das LKA hat berichtet, dass die Einführung der Beitragsfreiheit auch für das erste und zweite Kindergartenjahr ab dem Kindergartenjahr 2018/2019 für einige Unruhe gesorgt habe.
	Die Abschlagszahlungen an die Träger von Kindertagesstätten konnten auf Drängen des DWiN und der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen (Konfö-deration) pünktlich vom Land gezahlt werden. Dennoch befinde man sich nach wie vor in der Vorf...
	Zum Beschluss Nr. 2.3 der Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 2.2.1 betr. Finanzierungskonzept der Kindertagesstätten (Aktenstück Nr. 34 A) hat das LKA berichtet, dass es grundsätzlich die Initiative begrüßt, durch einen Fonds die religions-pädagogisc...
	Das LKA hat zunächst eine pauschale Förderung von 4 000 Euro pro Einrichtung zur Unterstützung religionspädagogischer Angebote, zur Mitfinanzierung von Fachbera-tungskosten und zur Mitfinanzierung gemeinsamer Veranstaltungen für die freien Träger auf ...
	Zunächst keine gesonderte Förderung von kirchlichen Kindertagesstätten hatte das LKA vorgesehen, die nicht in einem Verband oder Kirchenkreis organisiert sind (sogenannte Solitär-Einrichtungen), da es das Ziel sei, gestützt durch entsprechende Beschlü...
	Auf Bitten des LSA ist das LKA im Rahmen der Haushaltsberatungen dem Prüfauftrag der Landessynode gefolgt, auch kirchlichen Trägern von Kindertagesstätten außerhalb des übergemeindlichen Trägermodells in die Zuschussüberle-gungen einzubeziehen. Zuschü...
	Außerdem hat der LSA das LKA gebeten, die Höhe der Zuschüsse pro Jahr  sowohl bei den freien Trägern als auch bei den kirchlichen Trägern in vergleichbarer Höhe zu gestalten. Zu den Einzelheiten wird auf den Bericht des Finanzausschusses (Aktenstück N...
	11. Umsetzung des Kommunikationskonzeptes; Freigabe weiterer Mittel aus dem Teil-ergebnishaushalt Titel 1000-41250 (EMSZ/EMA)
	Das LKA und die Evangelische Medienarbeit (EMA) haben berichtet, dass mit Ein-führung des neuen Datenschutzgesetzes der EKD die Folgen für die Datenhaltung, Datenverarbeitung und Datenübermittlung innerhalb der EKD weitreichend sind und in der Struktu...
	Die EMA hat das Intranetsystem intern-e auf kurzfristig notwendige Erweiterungen geprüft und eine langfristige Perspektive der einzelnen Funktionen und einer künftig immer mehr geforderten mobilen Nutzung erarbeitet.
	Für diverse Vorhaben waren zusätzliche Mittel erforderlich, die im Haushaltsplan für das Jahr 2018 eingestellt sind, aber der Freigabe durch den LSA bedurften. Eine ent-sprechende Übersicht lag dem LSA vor.
	Der LSA hat einer Mittelfreigabe in Höhe von 105 300 Euro aus dem Teilergeb-nishaushalt Titel 1000-41250 (EMSZ/EMA) zugestimmt.
	Des Weiteren hat der Leiter Kommunikation den LSA über eine geplante umfang-reiche Stellenausweitung vor dem Hintergrund der Neustrukturierung der Kommunikationsarbeit und der EMA informiert.
	Der LSA hat sich gegenüber einer Stellenausweitung in diesem Umfang kritisch gezeigt und bemängelt, dass die Prioritäten der einzelnen Themenfelder und die zeitliche Umsetzung dabei nicht deutlich sind.
	12. Weiteres Projekt des Ev.-luth. Missionswerkes in Niedersachsen (ELM) zur Arbeit mit Geflüchteten
	Dem LSA ist ein Projekt des ELM und dessen Partnerkirche in Äthiopien Mekane Yesus zur Arbeit mit Geflüchteten vorgestellt worden. Ab dem Jahr 2019 sollen hier Binnen-migranten und Binnenmigrantinnen in Adama und Bishoftu in Zentraläthiopien beglei-te...
	Das Projekt umfasst eine Fördersumme von 197 430 Euro und hat eine Laufzeit von insgesamt drei Jahren.
	Der LSA hat eine Förderung des Projektes befürwortet.
	13. Zwischenauswertung zu Projekten des ELM zur Arbeit mit Geflüchteten
	Der LSA hat sich über die fünf bisher geförderten Projekte des ELM zur Arbeit mit Geflüchteten berichten lassen. Hierzu wird auf die Anlage 1 zu diesem Bericht verwiesen.
	Als Fazit konnte festgehalten werden, dass maximal 20 000 Personen mit diesen Projekten erreicht werden. Schwerpunkte sollten nach Ansicht des LSA unbedingt im Bereich Mikrokredite, Gesundheit und Hygiene gesetzt werden. Diese Anre-gung wird das ELM m...
	14. Entwurf des Haushaltsplanes für die Haushaltsjahre 2019 und 2020
	Der LSA hat in einer gemeinsamen Sitzung mit dem Finanzausschuss sowie mit den Vertreterinnen und Vertretern des LKA den Entwurf des Haushaltsplanes für die Jahre 2019 und 2020 gemäß Artikel 76 Absatz 1 der Kirchenverfassung beraten. Die Ausschüsse ha...
	Einzelheiten dazu berichten der LSA im Rahmen dieses Tätigkeitsberichtes an den jeweiligen Sachpunkten und der Finanzausschuss auf der Grundlage seines dies-bezüglichen Aktenstückes Nr. 20 G.
	15. Prüfbericht des Oberrechnungsamtes der EKD (ORA)
	Der LSA hat in einer gemeinsamen Sitzung mit dem Finanzausschuss sowie mit den Vertretern des LKA und des ORA den Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2016 beraten. Dabei wurde insbesondere auf die folgenden drei Bereiche eingegangen:
	- Feststellungen zum Jahresabschluss 2016 und Bilanz zum 31. Dezember 2016
	- Haushalts- und Wirtschaftsführung (Liegenschaftsverwaltung)
	- Weitere Prüfungen unselbständiger Einrichtungen (erstmalige Eröffnungsbilanzen)
	Im Zusammenhang mit den Feststellungen zum Jahresabschluss 2016 konnte seitens des ORA berichtet werden, dass das LKA bereits deutliche Nachbesserungen vorgenommen hat, gerade mit Blick auf den Jahresabschluss 2017.
	Zu der Veranschlagung der als "rechnerische Überschüsse" bezeichneten Beträge hat das ORA darauf hingewiesen, dass als zulässiges haushaltsrechtliches Instrument für den Vortrag von "rechnerischen Überschüssen" im Haushaltsplan lediglich die Zuführung...
	Hinsichtlich der Übertragung von landeskirchlichen Verwaltungsaufgaben (hier: Liegenschaftsverwaltung) auf externe Dienstleister hat das ORA kritisch angemerkt, dass es zu den Aufgaben der ordnungsgemäßen Verwaltung durch das LKA gehört, die Landeskir...
	Als Gesamtfazit zu den erstmaligen Eröffnungsbilanzen der bisher noch nicht geprüften unselbständigen Einrichtungen (u.a. Kloster Bursfelde, Zentrum für Gesundheitsethik, Hanns-Lilje-Haus) hat das ORA berichtet, dass nunmehr erstmalig ein einheitliche...
	Im Zusammenhang mit dem Teilbetriebsübergang der Tagungsstätte des Michaelisklosters vom Diakonischen Werk des Ev.-luth. Kirchenkreises Hildesheim-Sarstedt e.V. auf die hannoversche Landeskirche zum 1. Januar 2011 hat das ORA festgestellt, dass seiner...
	Hinsichtlich der Prüfung des Evangelischen Schulwerkes konnte festgestellt werden, dass die Erträge der Schadenersatzzahlungen für die Schulbuchausleihe im Vergleich der Schulen sehr unterschiedlich sind und diesbezüglich möglicherweise Richtlinien un...
	Hinsichtlich des Prüfungsergebnisses, welches der Anlage 2 zu diesem Bericht entnommen werden kann, sieht das ORA keine Hinderungsgründe die Entlastung des LKA zu versagen.
	Der LSA hat dem LKA, auf Empfehlung des Finanzausschusses, Entlastung für das Haushaltsjahr 2016 gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe g der Kirchenverfassung erteilt.
	III.
	Baufragen
	16. Sanierung, Umbau und Erweiterung des Predigerseminars im Kloster Loccum
	Das LKA hat dem LSA den aktuellen Stand der Bautätigkeiten am Predigerseminar in Loccum vorgestellt und über den Baufortschritt und die Kostenentwicklung berichtet.
	Da der Finanzrahmen, insbesondere durch die allgemeinen Baukostensteigerungen, fast ausgereizt ist, muss der Finanzrahmen für die Durchführung der Baumaßnahmen nach Maßgabe des aktuellen und perspektivischen Bau- bzw. Planungsstandes durch entsprechen...
	Der LSA hat das LKA daher um Vorlage einer realistischen Planungsgrundlage zu den Haushaltsberatungen gebeten. Im Übrigen wird auf den Bericht des Finanzausschusses (Aktenstück Nr. 20 G) verwiesen.
	17. Einzelzuweisungen für die Finanzierung von Neubauvorhaben im Haushaltsjahr 2018
	Das LKA hat mitgeteilt, dass aktuell elf Neubauvorhaben von Kirchengemeinden vor bzw. in der Umsetzung stehen. Konkret hat das LKA dem LSA unter der Liste A insgesamt neun Projekte verschiedener Kirchengemeinden (Flegessen, Westen, Barrien, Johannes N...
	Die Liste B enthält zwei Projekte (Einbeck, Groß Hehlen). Die Kirchengemeinde Einbeck plant den Anbau eines Gemeindesaales an das umzubauende Gemeindehaus und die Kirchengemeinde Groß Hehlen plant den Ersatzneubau eines Gemeinde-hauses. In der Kirchen...
	Die Zuschüsse von insgesamt 2 392 670,36 Euro sind durch Mittel des Haushalts-jahres 2018 der Kostenstelle 1000-92303 (Investitionszuschüsse an Kirchenkreise/ -gemeinden) gedeckt.
	Der LSA hat die in der Liste A aufgeführten Neubaumaßnahmen zur Kenntnis genommen und den in Liste B aufgeführten Maßnahmen zugestimmt. Des Weiteren hat er auch das nachrichtlich zur Kenntnis gegebene Neubauvorhaben der Südstadt-Kirchengemeinde aus Os...
	IV.
	Personalfragen
	18. Stellenplan der landeskirchlichen Verwaltung für den Haushaltszeitraum 2019 und 2020
	Das LKA hat den vorgelegten Stellenplan erläutert und ausgeführt, dass in den näch-sten acht Jahren ca. ein Drittel der Belegschaft im LKA in den Ruhestand gehen wird. Perspektivisch finden zz. Überlegungen darüber statt, ob ab dem Jahr 2021 dem LKA e...
	Der LSA hat sein Einvernehmen zu dem vorgelegten Stellenplan der landes-kirchlichen Verwaltung für die Haushaltsjahre 2019 und 2020 hergestellt.
	Im Zuge der Haushaltsberatungen haben Finanzausschuss und LSA deutlich  gemacht, dass eine vorübergehende Stellenausweitung möglichst verbunden sein muss mit Vorschlägen zur Stellenreduzierung, um mittelfristig den Gesamtstel-lenbestand nicht auszuwei...
	19. Stellenplan der landeskirchlichen Verwaltung für den Haushaltszeitraum 2017 und 2018; hier: Errichtung einer A-12-Stelle im LKA
	Durch das Steueränderungsgesetz aus dem Jahr 2015 wurde die umsatzsteuerliche Behandlung der Leistungen von juristischen Personen des öffentlichen Rechts ab dem Jahr 2017 bis spätestens ab dem Jahr 2021 grundlegend geändert. Durch diese Neuregelung wi...
	Vor diesem Hintergrund hat der Kirchensenat die Einrichtung einer A-12-Stelle beschlossen, die u.a. ein Umstellungskonzept zu § 2 b Umsatzsteuergesetz erarbei-ten sowie die Beratung der kirchlichen Einrichtungen in Steuerfragen, vor allem zur Umsatzst...
	20. Prävention, Intervention und Hilfen in Fällen sexualisierter Gewalt
	Der LSA hat sich vor dem Hintergrund der aufgedeckten Missbrauchsfälle in der  katholischen Kirche vom LKA berichten lassen, wie seitens der hannoverschen  Landeskirche bei entsprechenden Verdachtsfällen verfahren werde.
	Seitens des LKA konnte berichtet werden, dass die hannoversche Landeskirche seit dem Jahr 2000 eine Null-Toleranz-Linie fährt und sehr strikt an einer konsequenten Verfolgung und ggf. Sanktionierung interessiert ist. Daher werden im Verdachtsfall umge...
	Die Präventionsbeauftragte der hannoverschen Landeskirche ist zz. mit der Erstellung einer Handreichung zur Risikoanalyse sowie mit der Entwicklung von Schutzkonzepten befasst. Hinsichtlich einer systemischen und historischen Aufarbeitung werden seite...
	Auch die EKD-Synode hat sich während ihrer Tagung vom 11. bis 14. November 2018 mit der Verantwortung und Aufarbeitung bei sexualisierter Gewalt in der evange-lischen Kirche befasst.
	21. Gespräch mit dem Herrn Landesbischof

